
14. Jahrgang                                                         Sonntag, 21.05.2017� Amtliche Bekanntmachungen Nr. 20/2
Der verbleibende Betrag wird von der Stadt Schönebeck (Elbe) getragen.

§ 10
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme.

(2) �in den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der 
Teilmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ausspruch der Kostenspaltung.

(3) �Bei der Abrechnung von selbstständig nutzbaren Abschnitten entsteht die Beitrags-
pflicht mit der Beendigung der Abschnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ab-
schnittsbildungsbeschluss.

(4) �Die in Abs. 1 - 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die technischen 
Arbeiten entsprechend dem von der Stadt aufgestellten Straßenausbauprogramm fer-
tiggestellt sind, der Beitrag berechenbar ist, und in den Fällen von Abs. 1 und 3 die 
erforderlichen Grundflächen im Eigentum der Stadt stehen.

§ 11 
Beitragspflichtiger

(1) �Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstückes ist. 

(2) �Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

(3) �Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch in der Fassung vom 21. September 
1994 (BGBl. l S. 2494) in der zurzeit gültigen Fassung belastet, so ist anstelle des 
Eigentümers der Inhaber dieses Rechts beitragspflichtig.

(4) �Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes ein-
getragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte i. S. d. § 
8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes in der Fassung vom 29. 03. 1994 (BGBl. 
l. S. 709), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 3. Juli 2009 (BGBl. I S. 1688) 
geändert worden ist.

(5) �Mehrere Beitragspflichtige für ein Grundstück haften als Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur ent-
sprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

§ 12
Auskunftspflichten des Beitragspflichtigen

Die Beitragspflichtigen sind verpflichtet, der Stadt alle zur Ermittlung der Beitragsgrund-
lagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen, auf Verlangen geeignete Unterlagen vorzu-
legen und jeden Eigentumswechsel, jede Veränderung der Grundstücksfläche bzw. der 
Anzahl der Vollgeschosse sowie jede Nutzungsänderung anzuzeigen. 

§ 13 
Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen Monat 
nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 14
Vorausleistungen

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, 
sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist 
mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht 
beitragspflichtig ist.

§ 15 
Ablösung von Straßenausbaubeiträgen

(1) �In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

(2) �Zur Festsetzung des Ablösungsbetrages ist der für die Ausbaumaßnahme anhand der 
voraussichtlich entstehenden Kosten zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 4 - 7 auf 
die Grundstücke zu verteilen, denen durch die Inanspruchnahme oder die Möglich-
keit der Inanspruchnahme der betreffenden öffentlichen Verkehrsanlage ein Vorteil 
entsteht.

(3) �Mit der Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht für die betreffende 
Ausbaumaßnahme endgültig abgegolten.

§ 16 
Sonderreglung für übergroße Wohngrundstücke

(1) �Übergroße Grundstücke, die vorwiegend der Wohnnutzung dienen, sind nur begrenzt 
zur Beitragszahlung heranzuziehen.

(2) �Als übergroß im Sinne des § 16 (1) gilt ein Grundstück dann, wenn seine Fläche die in 
der Stadt Schönebeck (Elbe vorhandene durchschnittliche Fläche von überwiegend der 
Wohnnutzung dienenden Grundstücke um 60 v. H. überschreitet.

(3) �Hat ein zur Beitragsleistung heranzuziehendes Grundstück eine Fläche von mehr als 
160 v. H. der durchschnittlich bei Wohngrundstücken in der Gemeinde vorhandenen 
Grundstücksfläche, so ist es nur bis zu der Fläche von 160 v. H. der durchschnittlichen 
Wohngrundstücksfläche zum vollen Beitrag heranzuziehen. Hinsichtlich der diese Be-
grenzung überschreitenden Fläche ist das Grundstück nur mit 50 v. H. des auf die 
Fläche entfallenden Beitrags heranzuziehen.

(4) �Die durchschnittliche Größe der Wohngrundstücke in der Stadt Schönebeck (Elbe 755 
m². Übergroß sind demnach Grundstücke ab einer Größe von mehr als 1.208 m². 

§ 17
Billigkeitsregelungen

Ansprüche aus dem Beitragsschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet wer-
den, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten 
würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einzie-
hung nach Lage des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden. 
Der Antrag soll schriftlich begründet werden. 

§ 18 
Ordnungswidrigkeiten

(1) �Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG-LSA handelt, wer als Beitrags-
pflichtiger vorsätzlich oder leichtfertig entgegen § 12 der Stadt

	 1. ��nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig alle zur Ermittlung der Beitragsgrundlagen 
erforderlichen Auskünfte erteilt oder

	 2. �auf Verlangen geeignete Unterlagen nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig vorlegt 
oder

	 3. ��jeden Eigentumswechsel oder jede Veränderung der Grundstücksfläche oder der An-
zahl der Vollgeschosse oder  jede Nutzungsänderung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig anzeigt.

(2) �Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 16 Abs. 3 KAG-LSA mit einer Geldbuße bis zu 
10.000 EUR geahndet werden.

§ 19 
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung vom 08.05.2015 außer Kraft.

Schönebeck (Elbe), 03.02.2017

Knoblauch
Oberbürgermeister                    

Beschluss-Nummer: 0376/2017  
Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für die öffentlichen Verkehrs-
anlagen der Stadt Schönebeck (Elbe), Ortschaft Plötzky (SABS - W - Plötzky)

Der Stadtrat der Stadt Schönebeck (Elbe) beschließt die in der Anlage aufgeführte  Sat-
zung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für die öffentlichen Verkehrsanlagen 
der Stadt Schönebeck (Elbe), Ortschaft Plötzky (SABS - W - Plötzky).

Schönebeck (Elbe), 03.02.2017

Knoblauch
Oberbürgermeister                    

Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für die öffentlichen Verkehrs-
anlagen der Stadt Schönebeck (Elbe), Ortschaft Plötzky (SABS - W - Plötzky)

Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 (2) Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt  (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288) in der zurzeit 
geltenden Fassung in Verbindung mit den §§ 2 und 6a des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA 
S. 405) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Stadtrat der Stadt Schönebeck (Elbe) 
für die Ortschaft Plötzky in seiner Sitzung am 02.02.2017 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen

(1) �Die Stadt Schönebeck (Elbe) bestimmt, dass für die Ortschaft Plötzky anstelle einma-
liger Beiträge im Sinne des § 6 KAG-LSA die jährlichen Investitionsaufwendungen 
der zu einer Abrechnungseinheit zusammengefassten Verkehrsanlagen nach Abzug 
des Gemeindeanteils von den Beitragspflichtigen im Sinne des § 6 Abs. 8 KAG-LSA 
als wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 

	
(2) �Zu den Investitionsaufwendungen zählt der Aufwand für die erforderliche Herstel-

lung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der Verkehrsanlagen 
(öffentliche Straßen, Wege, Plätze sowie unselbstständige Grünanlagen und unselbst-
ständige Stellflächen), ohne deren laufende Unterhaltung. 

	 1. �„Herstellung“ ist die erstmalige Herstellung gemeindlicher Verkehrsanlagen, sofern 
diese nicht als Erschließungsanlagen im Sinne von § 127 BauGB sind.

	 2. �„Anschaffung“ ist der Erwerb einer Anlage von einem Dritten gegen Entgelt zur 
Übernahme als gemeindliche Anlage.

	 3. �„Erweiterung“ ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertig gestellten Anlage 
oder deren Ergänzung durch weitere Teile.

	 4. �„Verbesserung“ sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, Änderung der Ver-
kehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung des Anliegervorteils sowie der Beschaffen-
heit und Leistungsfähigkeit einer Anlage.

	 5. �„Erneuerung“ ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise un-
brauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen den regelmäßigen Ver-
kehrsbedürfnissen genügenden Zustand.

	
(3) �Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für die Herstellung von Erschließungs-

anlagen, soweit sie im Sinne von § 127 (2) Baugesetzbuch beitragsfähig sind. Ebenso 
wenig gelten die Bestimmungen für Verkehrsanlagen im Außenbereich, hier findet die 
Satzung über die Erhebung einmaliger Beiträge für straßenbauliche Maßnahmen in der 
Stadt Schönebeck (Elbe) (Straßenausbaubeitragssatzung) Anwendung.

§ 2
Beitragsfähiger Aufwand

(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für 

	 1. �den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) und die 
Freilegung der für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Er-
neuerung der öffentlichen Verkehrsanlagen benötigten Grundstücke ode¬r Teile von 
Grundstücken,

	 2. �den Wert, den die von der Stadt Schönebeck (Elbe), Ortschaft Plötzky, für die öf-
fentlichen Verkehrsanlagen bereitgestellten eigenen Grundstücke zum Zeitpunkt der 
Bereitstellung (zuzüglich Nebenkosten) haben,

	 3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von:
	 a) Fahrbahnen,
	 b) Rinnen und Bordsteinen, 
	 c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
	 d) Gehwegen, 
	 e) Radwegen,
	 f) Beleuchtungseinrichtungen, 
	 g) �Entwässerungseinrichtungen für die Oberflächenentwässerung der öffentlichen Ver-

kehrsanlage,		
	 h) �Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
	 i) �unselbstständigen Grünanlagen (Straßenbegleitgrün), soweit sie Bestandteil der öf-

fentlichen Verkehrsanlage sind, 
	 j) �Parkflächen (Standspuren, Park- und Haltebuchten, Bushaltestellen),
	 k) �Mischflächen sowie der notwendigen Erhöhungen und Vertiefungen einschließlich 

der Anschlüsse an andere Straßen-, Grün- und Brunnenanlagen, der Aufstellung von 
Stadtmobiliar wie Sitzbänken, Fahrradständern, Beleuchtungseinrichtungen und 
Spielgeräten als Bestandteil der Mischflächen.

	 4. ��die Beauftragung Dritter mit Planung, Vermessung, Gutachten, Bauleitung und Bau-
überwachung,

	 5. die Umwandlung einer öffentlichen Verkehrsanlage in 
	 a) eine Fußgängerzone,
	 b) Fußgängergeschäftsstraße,
	 c) �einen verkehrsberuhigten Bereich im Sinne des § 42 Absatz 4 a der Straßenverkehrs-

ordnung (StVO).

	 6. Fremdfinanzierungen.

§ 3
Beitragstatbestand

Die wiederkehrenden Beiträge werden für alle in der Abrechnungseinheit gelegenen 
Grundstücke erhoben, die die Möglichkeit einer Zufahrt oder eines Zuganges zu der Ab-
rechnungseinheit haben (berücksichtigungsfähige Grundstücke). 

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Auszahlungen der Stadt Schöne-
beck (Elbe) ermittelt, die innerhalb eines Kalenderjahres kassenwirksam geworden sind. 
Soweit die Stadt Schönebeck (Elbe) eigene Grundstücke für die Durchführung einer Maß-
nahme bereitstellt, ist der Verkehrswert im Zeitpunkt der Bereitstellung des Grundstückes 
als Aufwand anzusetzen.

§ 5
Abrechnungseinheit und Gemeindeanteil

(1) �Der beitragsfähige Aufwand wird für die im räumlichen und funktionalen Zusammen-
hang stehenden Verkehrsanlagen (Abrechnungseinheit) gemäß § 5 (2) und (3) nach 
den jährlichen Investitionsaufwendungen ermittelt.

(2) �Gemäß § 5 (1) wird folgende Abrechnungseinheit (AE) festgelegt:
	   �Die innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage Plötzky gelegenen Verkehrs-

anlagen (siehe Anlage 1) werden zur Abrechnungseinheit zusammengefasst. 

(3) �Der Gemeindeanteil am beitragsfähigen Aufwand beträgt 50 v. H. Der beitragsfähige 
Aufwand gemäß § 5 (1), reduziert um den prozentualen Gemeindeanteil, stellt den 
umlagefähigen Aufwand dar und wird auf die Beitragspflichtigen nach Maßgabe die-
ser Satzung verteilt.

§ 6
Beitragsmaßstab

Beitragsmaßstab für die Verteilung des umlagefähigen Aufwandes ist die Grundstücksbe-
messungsgröße. 

Sie ergibt sich aus der Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit dem Zuschlag für das 
Maß der Nutzung (Vollgeschossfaktor) und dem Zuschlag für die Art der baulichen Nut-
zung (Nutzungsfaktor).

§ 7
Ermittlung der Grundstücksfläche

Als Grundstücksfläche nach § 6 gilt:

1. �Das in einem Grundbuch unter einer laufenden Bestandsverzeichnisnummer stehende 
Flurstück. Sind unter einer Bestandsverzeichnisnummer mehrere Flurstücke aufgeführt 
und liegen diese im räumlichen Zusammenhang, wird die Gesamtfläche dieser Flur-
stücke als Grundstücksfläche herangezogen.

2. �Bei nicht vermessenen und im Bestandsverzeichnis des Grundbuches unter einer ei-
genen Nummer eingetragenen Flurstücken die von dem Beitragspflichtigen zusam-
menhängend genutzte Fläche. Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, die 
Grundstücksgröße nachprüfbar, insbesondere durch amtlich beglaubigte Dokumente, 
nachzuweisen.

3. �Für vermessene Grundstücke (Splitterflächen), die im Bestandsverzeichnis des Grund-
buches unter einer eigenen Nummer stehen und deren Fläche kleiner als 5 m² ist, sind 
flächenmäßig einem Nachbargrundstück zuzurechnen, sofern eine Eigentümeridentität 
zwischen beiden Grundstücken besteht.

4. �Für vermessene Grundstücke (Splitterflächen), die im Bestandsverzeichnis des Grund-
buches unter einer eigenen Nummer stehen und deren Fläche kleiner als 5 m² ist, sind in 
die Aufwandsverteilung einzubeziehen, werden aber nicht beschieden, sofern mit den 
Nachbargrundstücken eine Eigentümerverschiedenheit besteht.

5. �Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die insgesamt oder teilweise im Geltungs-
bereich eines Bebauungsplans und mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten  Ortsteiles oder im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
liegen, ist die Grundstücksfläche die Gesamtfläche des Grundstückes, wenn es baulich 
oder gewerblich nutzbar ist.

6. �Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungs-
planes in den Außenbereich hinausreichen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche im 
Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist.

7. �Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die im Bereich einer Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB liegen und bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die über die 
Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche im 
Satzungsbereich.

8. �Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, für die kein Bebauungsplan und keine 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht, 

 	 a) �wenn diese insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen, gilt als Grundstücksfläche die Gesamtfläche des Grundstückes;

	 b) �wenn diese mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise 
im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, gilt als Grundstücksfläche die Gesamtfläche, 
höchstens jedoch die Fläche, die dem Innenbereich zuzuordnen ist.

9. �Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, son-
dern nur in vergleichbarer Weis nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, 
Freibäder, Dauerkleingärtner) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles so genutzt werden, ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des 
Grundstücks zugrunde zu legen, die von den Regelungen Nr. 5 - 8 nicht erfasst wird.

§ 8
Ermittlung des Vollgeschossfaktors als Maß der baulichen Nutzung

(1) �Der Vollgeschossfaktor für die Berücksichtigung des Maßes der baulichen Nutzung 
beträgt 

	   �für Grundstücke ohne Bebauung 	 1,00 
für 1 Vollgeschoss 	 1,25 
für 2 Vollgeschosse	 1,50 
für 3 Vollgeschosse	 1,75 
für jedes weitere Vollgeschoss erhöht sich der Faktor um 0,25.

(2) �Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, deren Deckenoberfläche im Mittel mehr als 
1,60 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ih-
rer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,20 m haben. Zwischendecken oder 
Zwischenböden, die unbegehbare Hohlräume von einem Geschoss abtrennen, bleiben 
bei der Anwendung des Satzes 1 unberücksichtigt. 

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse gilt: 

	 1. �Im Bebauungsplan gilt die festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist 
im Einzelfall eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

	 2. �Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser 
maßgebend.

	 3. �Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, son-
dern nur die Höhe der baulichen Anlagen oder eine Baumassenzahl festgesetzt ist, 
gilt in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im Sinne von § 1 (2) Ziff. 7 - 9 
BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten gemäß § 1 (2) Ziff. 1 - 
6 BauNVO die durch 2,3 geteilte höchstzulässige Traufhöhe bzw. höchstzulässige 
Baumassenzahl, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- und abgerundet werden. 
Enthält ein Bebauungsplan sowohl Festsetzungen über die Höhe der baulichen An-
lagen als auch über die Baumassenzahl, so ist die Gebäudehöhe vor der Baumassen-
zahl maßgeblich.

	 4. �Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche Nutzung ohne Bebau-
ung festgesetzt ist, gilt die Zahl von einem Vollgeschoss.

	 5. �Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine industrielle Nutzung ohne Bebau-
ung festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen.

	 6. �Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine gesonderte Nutzung festgesetzt ist 
oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. 
Sport-, Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird ein Vollgeschoss ange-
setzt.

	 7. �Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der  
Vollgeschosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe bestimmt sind, gilt:

	 a) �die Zahl der auf dem Grundstück tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
	 b) �bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von einem Vollge-

schoss.
	 c) ��für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken oder  

einer freiberuflichen Nutzung dienen, die Zahl von einem Vollgeschoss.
	 d) �bei Grundstücken, die gewerblich und/oder industriell genutzt werden, ist die Trauf-

höhe geteilt durch 3,5 anzusetzen. 
	 e) �bei Grundstücken, die zu Wohnzwecken genutzt werden, ist die Traufhöhe geteilt 

durch 2,3 anzusetzen.
	 f) �Entstehende Bruchzahlen sind auf ganze Zahlen auf- oder abzurunden.

	 8. �Bei Grundstücken, die mit Garagen, Scheunen, Schuppen, Ställen und anderen Ne-
benanlagen bebaut sind, die dem Nutzungszweck der Grundstücke dienen (§ 14 
BauNVO), wird ein Vollgeschoss festgesetzt. Ausgenommen von dieser Regelung 
sind fliegende Bauten entsprechend § 81 Bauordnung Sachsen-Anhalt (BauO LSA) 
vom 20.12.2005 (GVBl. LSA S. 769) in der derzeit geltenden Fassung.

	 9. �Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Voll-
geschossen zulässig oder vorhanden, gilt die vorhandene Zahl der Vollgeschosse bei 
dem Gebäude, das der Hauptnutzung des Grundstückes dient. Sollte die Hauptnut-
zung nicht eindeutig bestimmbar sein, gilt die bei dem Gebäude mit der größten 
Baumasse (m³ Rauminhalt des Gebäudes) vorhandene Zahl der Vollgeschosse.

§ 9
Ermittlung des Nutzungsfaktors als Art der baulichen Nutzung

Der Nutzungsfaktor für die Art der Nutzung, mit dem die nach § 7 ermittelte Grundstücks-


